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VON BASIL WEGENER (dpa)

Wer auf Betreuung angewiesen ist,
darf zwar arbeiten – aber nicht wäh-
len. Das soll sich ändern. Doch ob die
Koalition das Vorhaben nun auch
umsetzt, ist völlig offen.

BERLIN — In rund vier Monaten ist
Europawahl – bestimmte Menschen
mit Behinderung dürfen dabei mögli-
cherweise erstmals wählen. Der Bun-
desbehindertenbeauftragte Jürgen
Dusel dringt darauf, diese Menschen
nicht länger von bundesweiten
Wahlen auszuschließen. „Hinter den
Wahlrechtsausschlüssen steht oftmals
ein anachronistisches Menschenbild“,
sagt Dusel.

In der Opposition wachsen aber
Zweifel daran, dass die entsprechende
Reform rechtzeitig vor der Europa-
wahl kommt. Union und SPD hatten
im Koalitionsvertrag die Beendigung
dieser Ausschlüsse vereinbart. Bereits
seit Wochen verhandelt die Koalition
hinter den Kulissen über dieses heikle
Thema. Dusel mahnt: „Gerade wir
Deutschen sind aufgefordert, beson-
ders wachsam zu sein, wenn bestimm-
ten Bevölkerungsgruppen pauschal
Grundrechte entzogen sind.“

„Politisch interessiert“
In manchen Bundesländern dürfen

Betroffene wählen. Laut Paragraf 13
des Bundeswahlgesetzes aber ist von
Wahlen ausgeschlossen, wer seine
Angelegenheiten nicht selbst regeln
kann und daher in allen Bereichen
eine Betreuerin oder einen Betreuer
zur Seite gestellt bekommen hat.
Davon sind in Deutschland mehr als
80000 Menschen betroffen — etwa
jene, die in Werkstätten für Menschen
mit Behinderungen arbeiten und
„durchaus politisch interessiert sind“,
erläutert Dusel.

In vielen anderen EU-Staaten gibt
es solche Ausschlüsse vom Wahlrecht
nicht. Oder es ist eine richterliche Ent-
scheidung im Einzelfall nötig. Auf
einer Homepage eines Projekts über
Menschen mit Down-Syndrom finden
sich Beiträge zu dem Thema. Der
Vater eines Betroffenen wird dort
zitiert mit der Einschätzung, sein
Sohn durchdenke seine Entscheidun-
gen: „Er kann logisch denken.“

Dusel moniert: „Die pauschale Aber-
kennung demokratischer Grundrech-

te steht unserer Demokratie nicht gut
zu Gesicht.“ Da das Wahlrecht ur-
eigenes Gebiet des Parlaments sei, soll-
te ein entsprechendes Gesetz auch aus
der Mitte des Parlaments kommen.

Dies ist auch geplant. Ein Sprecher
des Bundesinnenministeriums ver-
wies darauf, dass zwischen den Koali-
tionsfraktionen derzeit Gespräche
dazu stattfänden, wie eine Beendi-
gung der Wahlrechtsausschlüsse um-
gesetzt werden solle. Aus der Oppositi-
on ist zu hören, dass mit dem Wechsel
der Fraktionsspitze in der Union vom
Willen zu einer Änderung des Wahl-
gesetzes nicht viel übrig geblieben sei.
Im September hatte Ralph Brinkhaus
überraschend Volker Kauder an der
Spitze der CDU/CSU-Fraktion im
Bundestag abgelöst.

Der teilhabepolitische Sprecher der
Linksfraktion, Sören Pellmann, sagte,
die Wahlrechtsausschlüsse müssten
unverzüglich aufgehoben werden,
damit alle an der Europawahl teilneh-
men können, während die Grünen-
Expertin für Behindertenpolitik,
Corinna Rüffer, kritisiert: „Die Koali-
tion hat erneut verschlafen, die diskri-
minierenden Wahlrechtsausschlüsse
für Menschen, die eine gesetzliche
Betreuung haben oder in einer forensi-
schen Psychiatrie untergebracht sind,
rechtzeitig vor der Europawahl zu
streichen.“ Selbst wenn die Koalition
ihren Gesetzentwurf noch vor der
Europawahl einbringe, sei es zu spät,
meint sie: Die Wählerverzeichnisse
könnten wohl kaum so kurzfristig
angepasst werden. „Das ist enttäu-

schend und bitter für die Betroffe-
nen.“

Für Dusel ist es nicht das einzige
drängende Thema. „In vielen Berei-
chen wird Barrierefreiheit einfach
nicht mitgedacht“, beklagte er. „Zum
Beispiel ist Geldabheben für viele seh-
behinderte Menschen ein echtes Pro-
blem, weil jeder Geldautomat anders
funktioniert.“

Barrierefreiheit müsse ein Qualitäts-
standard werden, fordert er, „von den
Arztpraxen bis zu Internetseiten.“
Trotz seiner Fähigkeit zu Innovatio-
nen sei Deutschland in diesem
Bereich anderen Ländern deutlich
hinterher. „Ich möchte in einem Land
leben, in dem alle Menschen die
gleiche Wertschätzung genießen“,
wünscht sich Dusel.

VON ESTEBAN ENGEL UND
SVEN GÖSMANN (beide dpa)

Als Präsident des Bundesverbands
Deutscher Zeitungsverleger geht
Springer-Chef Mathias Döpfner mit
der Branche hart ins Gericht. Nach
dem Fälschungsskandal beim „Spie-
gel“ steht für ihn viel auf dem Spiel.

BERLIN — Printmedien in Deutsch-
land müssen sich nach den Worten des
Präsidenten des Bundesverbands
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV),
Entfremdung zwischen Lesern und
Redaktionen stellen – und das nicht
erst als Folge des Fälschungsskandals
beim Spiegel. Nicht die Digitalisie-
rung sei das Problem von Zeitungen
und Zeitschriften, sondern eine sich
seit Jahren hinziehende intellektuelle
und inhaltliche Krise des Journalis-
mus. Springer-Vorstandschef Döpf-
ner äußerte Zweifel am Auftritt von
Journalisten auf Twitter und Face-
book und empfahl größte Zurück-
haltung, wenn nicht gar totale Ent-
haltsamkeit.

Die Branche müsse mit einer
„Lebenslüge“ aufräumen, sagte Döpf-
ner. „Dass die vielbeschworene Zei-
tungskrise durch technologischen
Wandel verursacht ist. Das stimmt

nicht, das ist ein Alibi.“ Vielerorts
habe sich Selbstzufriedenheit und
Überheblichkeit breitgemacht. „Ich
will nicht verallgemeinern, das gilt nie-
mals für alle“, sagte der BDZV-Präsi-
dent. „Aber leider haben sich entspre-
chende Geisteshaltungen in ganz ver-
schiedenen Verlagen und Redaktionen
eingenistet und dazu geführt, dass es
zu einer tiefen Entfremdung zwischen
Leserinnen und Lesern und den journa-
listischen Angeboten gekommen ist.“

„Nicht verunglimpfen lassen“
In einem Brief an die Verleger zum

neuen Jahr ermutigte Döpfner die
BDZV-Mitglieder, sich 2019 auf ihre
Kernaufgaben zu besinnen und sich
die Glaubwürdigkeit wieder zu verdie-

nen. „Denn nur so können wir die
Populisten und Feinde der Pressefrei-
heit in ihre Schranken weisen. Auch
nach dem Fälschungsskandal um den
früheren Spiegel-Reporter Claas Relo-
tius – der Teile von Reportagen erfun-
den hatte – werde man sich nicht als
„Lügenpresse“ verunglimpfen lassen.

„Das Problem, dass einstweilen aus
dem ,Sturmgeschütz der Demokratie‘
ein ,Luftgewehr der Fantasie‘ gewor-
den ist, das muss der Spiegel lösen“,
sagte Döpfner im Interview. Dafür
habe das Blatt gute Chancen mit sei-
nem neuen, unbelasteten Chefredak-
teur. Eine ähnliche Einstellung wie
beim Spiegel herrsche in vielen Redak-
tionen und Jurys für Reporterpreise.
„Haltung ist oft wichtiger als Hand-
werk, Weltanschauung wichtiger als
Anschauung.“

So erscheine ihm auch der Auftritt
von Journalisten in sozialen Medien
„zunehmend problematisch“. Die Vor-
stellung, dass Medienvertreter rein
privat twittern oder auf Facebook pos-
ten, sei absurd, kein Mensch könne
das unterscheiden. „Ein Chefredak-
teur oder Redakteur ist dort keine pri-
vate Person.“ Journalisten hätten ja
eine gute Plattform, um sich auszu-
drücken: „Ihr Medium“.
 (Leitartikel Seite 2)

DÜSSELDORF — Widerstand
gegen die eigenen Kollegen: Nach der
Großrazzia gegen Clankriminalität in
mehreren Städten im Ruhrgebiet
ermittelt die Polizei auch gegen einen
Polizeischüler.

Der Kommissaranwärter soll am
frühen Sonntagmorgen Widerstand
gegen eine Kontrolle in Essen geleis-
tet haben, wie eine Sprecherin der
Polizei Essen sagte. Gegen ihn wur-
den eine Strafanzeige erstattet und
disziplinarrechtliche Ermittlungen
eingeleitet. Das Westfalen-Blatt hatte
über den Vorfall berichtet.

Nach Informationen der Zeitung
soll der Polizeischüler mit drei ande-
ren Männern in einem Auto kontrol-
liert worden sein. Gegen eine Durch-
suchung durch seine Kollegen soll er
sich energisch gewehrt und versucht
haben, sich loszureißen. Den Zeitungs-
informationen zufolge habe er die
Rechtmäßigkeit des Polizeieinsatzes
angezweifelt. Die Bild-Zeitung berich-
tete, dass die jungen Männer die Beam-
ten mit Gelächter und herablassenden
Bemerkungen provoziert hätten.

Etwa 1300 Polizisten waren am
Samstagabend zeitgleich unter ande-
rem in Dortmund, Essen, Duisburg,
Recklinghausen, Bochum und Gelsen-

kirchen im Einsatz. Insgesamt wur-
den laut dem Landesinnenministeri-
um mehr als 1500 Menschen und über
100 Shisha-Bars, Wettbüros, Spiel-
hallen und Diskotheken kontrolliert.

Dabei wurden unter anderem mehr
als Hundert Kilogramm unversteuer-
ter Tabak und zehn Waffen beschlag-
nahmt. 25 Betriebe wurden von den
Behörden wegen Baurechts- oder
Hygienemängeln sofort geschlossen.

14 Festnahmen
Laut NRW-Innenministerium han-

delte es sich um die größte Razzia
gegen Clankriminalität in der
Geschichte des Bundeslandes. Es gehe
um den Verdacht der Geldwäsche,
Steuerhinterziehung und Schwarz-
arbeit. In Duisburg soll nach Angaben
der Polizei noch entschieden werden,
ob in zwei Fällen Haftbefehl be-
antragt wird. Dort waren zwei Tat-
verdächtige wegen des Handelns mit
Betäubungsmitteln festgenommen
worden.

In Essen wurden gegen einen Mann
Ermittlungen wegen Diebstahls er-
öffnet. Insgesamt waren 14 Menschen
festgenommen worden. Bei der Razzia
fielen nach Polizeiangaben mehrere
Personen auf, die Ersatzfreiheits-
strafen absitzen müssten.  dpa

Eine Wählerin im Rollstuhl macht ihr Kreuzchen in einem Wahllokal in Hamburg: Zehntausende, die auf Betreuung angewie-
sen sind, dürfen derzeit ihre Stimme überhaupt nicht abgeben.  Foto: Angelika Warmuth/dpa

Nachdenklich
und selbst-

kritisch: Mathi-
as Döpfner.

 Foto: Britta Pe-
dersen/dpa

VON GEORG ISMAR (dpa)

Es ist die größte Steuerreform der
Großen Koalition – doch zwischen
Bund und Ländern, zwischen Union
und SPD knirscht es gewaltig bei der
Reform der Grundsteuer, die Kommu-
nen 14 Milliarden Euro im Jahr bringt.
Worum es dabei genau geht.

Warum drängt die Zeit für eine
Reform?

Die Grundsteuer ist eine Steuer auf
das Eigentum. Das Bundesverfas-
sungsgericht hatte im April 2018 ge-
urteilt, dass die bei der Berechnung
zugrunde gelegten Einheitswerte
(Wert eines Grundstücks) verfassungs-
widrig sind. Denn die sind veraltet: In
den westdeutschen Bundesländern
wurden diese letztmals 1964 festge-
legt, in Ostdeutschland stammen sie

sogar von 1935. Städte und Kommu-
nen haben sich aber verändert, und
damit auch die Werte von Grund-
stücken und Gebäuden. Das Gericht
verlangt eine Reform bis Ende 2019,
sonst kann die Steuer wegfallen.

Warum ist die Steuer so wichtig?
Ohne Einigung und eine Reform dro-

hen riesige Milliardenlöcher. Die
Grundsteuer deckt rund 15 Prozent
der kommunalen Steuereinnahmen.
Fehlt das Geld, könnten Bibliotheken
und Schwimmbäder zu- und marode
Schulen ohne Sanierung bleiben. Nur
im Ziel sind sich daher alle einig: Es
sollen wie bisher durch die Grundsteu-
er A (Forst- und Landwirtschaft) und
die Grundsteuer B insgesamt rund 14
Milliarden Euro im Jahr eingenom-
men werden. Doch das Wie ist der
Knackpunkt. Für gestern hatte Bun-

desfinanzminister Olaf Scholz (SPD)
seine Länderkollegen zu Beratungen
eingeladen – er setzt auf eine Kompro-
misslösung bis zum Frühjahr.

Worum dreht sich der Streit?
Im Bundesfinanzministerium haben

sich für die beiden zur Debatte stehen-
den Modelle die Abkürzungen
„WAM“ und „WUM“ eingebürgert.
„WAM“ steht für wertabhängiges
Modell und ist aus Sicht von Scholz
das Modell, das am ehesten die Vor-
gaben des Verfassungsgerichts für
eine zeitgemäße und sozial gerechte
Besteuerung erfüllt. Er will 36 Millio-
nen Häuser, Wohngebäude und
Grundstücke neu bewerten und aus
fünf Faktoren eine individuelle
Grundsteuer errechnen lassen: Netto-
kaltmiete, Wohnfläche, Baujahr,
Grundstücksfläche und regionaler

Bodenrichtwert. Es droht ein „Büro-
kratiemonster“, sagen die Gegner –
dazu zählen Bayern, die CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag, die FDP und
Immobilienverbände. Sie sind für
„WUM“, das wertunabhängige Mo-
dell, wo die Steuer überall nur pau-
schal nach der Fläche berechnet wird.

Was spricht für WAM?
Das Modell wäre laut Befürwortern

gerechter, da die im Wert weit höher
anzusetzende Immobilie im Zentrum
einer Großstadt höher besteuert wird
als die ähnlich große, aber im Wert
viel geringere Immobilie auf dem
Land. Auch der Deutsche Städtetag
unterstützt dieses Modell. „Es macht
auch einen Unterschied, ob es um ein
Haus in einem Villenviertel geht oder
um eine Hochhaussiedlung“, sagt
Hauptgeschäftsführer Helmut Dedy.

Was sind die Nachteile?
Der enorme Aufwand und drohende

Mehrbelastungen für Mieter in gefrag-
ten Gegenden. Auch Wohnungsbesit-
zer müssten für selbst genutzte Immo-
bilien eine „fiktive“ Miete angeben –
das Finanzministerium will regionale
Mietpreisstufen zur Verfügung stel-
len, die dann eingetragen werden müs-
sen. Bei Vermietungen wird die im
Mietvertrag vereinbarte Miete einge-
tragen. Die Grundsteuer wird bisher
über die Nebenkosten umgelegt. Bis-
her 19 Cent im Schnitt pro Quadratme-
ter, bei 100 m2 also 19 Euro im Monat.
Für Mieter in gefragten Gegenden
rechnet man mit Mehrkosten in Höhe
eines mittleren zweistelligen Betrags
pro Jahr. Scholz setzt darauf, dass
Städte über ihren Hebesatz Zusatz-
belastungen im Rahmen halten kön-
nen; ferner sind Obergrenzen geplant.

WIESBADEN — Jeder Vierzehnte
in Deutschland (7 Prozent) hat 2017 in
einer Wohnung gelebt, die im Verhält-
nis zur Zahl der Bewohner zu wenig
Zimmer hat und damit als überbelegt
gilt.

Überdurchschnittlich stark betrof-
fen sind Alleinerziehende und armuts-
gefährdete Menschen, wie das Statisti-
sche Bundesamt mitteilt. Rund jeder
Fünfte dieser Gruppe (je 19 Prozent)
lebte in einer nicht angemessenen
Wohnung. Als überbelegt gilt eine
Wohnung etwa, wenn sich drei Kinder
ein Kinderzimmer teilen oder wenn
Eltern das Wohnzimmer zugleich als
Schlafzimmer nutzen.

Wohnraummangel ist vor allem ein
Problem der städtischen Ballungs-
gebiete, in denen hohe Grundstücks-
preise und hohe Nachfrage die Mieten
hochtreiben. So lebten in den Städten
elf Prozent der Menschen in einer
überbelegten Wohnung, während es
auf dem Land nur vier Prozent waren.
Während 17 Prozent der Erwachsenen
mit einem ausländischen Pass eine
nicht passende Wohnung hatten, galt
das nur für sechs Prozent der Erwach-
senen mit deutschem Pass.

Plädoyer für Mietpreisbremse
Angesichts dieser Zahlen sprach

sich der Bundesvorsitzende der Arbei-
terwohlfahrt (Awo), Wolfgang Stad-
ler, für höheres Wohngeld, eine wirk-
samere Mietpreisbremse und verstärk-
ten sozialen Wohnungsbau aus. In
einer Wohnung zu leben, die den eige-
nen Bedürfnissen entspreche und
dabei bezahlbar sei, werde für immer
mehr Menschen zu einem „kaum reali-
sierbaren Traum“, warnte er in einer
Stellungnahme.

Im EU-Vergleich ist der Wert ver-
gleichsweise gering: Im EU-Durch-
schnitt liegt die Überbelegungsquote
bei 16 Prozent. Zum Beispiel leben in
Polen 41 Prozent der Bevölkerung in
einer überbelegten Wohnung. In Öster-
reich waren es 15 Prozent und in
Frankreich acht Prozent der Bevölke-
rung. In den Niederlanden hingegen
waren nur vier Prozent der Bevölke-
rung von Wohnraummangel betrof-
fen, während die Quote in Zypern und
Malta mit jeweils drei Prozent
EU-weit am niedrigsten war.  dpa

Clanrazzia trifft Polizisten
Ermittlungen gegen Kommissaranwärter nach Großaktion

UngleicheWahl für viele Behinderte
Regierung hinkt mit versprochener Reform hinterher: Zehntausende können ihre Stimme nicht abgeben

„Medienmüssen Vertrauen zurückgewinnen“
Verlegerverbandspräsident Döpfner beklagt „intellektuelle und inhaltliche Krise des Journalismus“

Scholz ecktmit Grundsteuer-Reform an:WAModerWUM?
Die GroKo muss nach einem Urteil des Verfassungsgerichts handeln, sonst drohen Milliardenverluste — Union und Immobilienverbände üben Kritik

Ärmere haben
weniger Raum
Problem tritt vor allem in
den Ballungsgebieten zutage
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